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gierung in Bezug auf die Kontrolle durch
dritte Privatunternehmen, verbindliche
Regeln in Bezug auf den Umgang mit
unternehmens- und personenbezogenen
Daten vorgibt, um für eine ausreichende
Datensicherheit und Schutz geistigen Ei-
gentums zu sorgen.

Für deutsche Unternehmen entstehen
durch das Risikopotentiale, die das Wirt-
schaften in China zukünftig erheblich er-
schweren und Rechtsunsicherheiten ber-
gen können. Generell schafft das Regel-
werk durch die weiche Formulierung des
Gesetzestextes und die dadurch weitrei-
chenden Auslegungsmöglichkeiten durch
die chinesischen Verantwortlichen schaf-
fen einen Zustand der Unsicherheit.

Das Cybersicherheitsgesetz birgt laut
APA erhebliche Risiken für alle deut-
schen Unternehmen, die Kunden in China
haben, unabhängig davon, ob sie in Chi-
na, in Deutschland oder anderswo produ-
zieren. Betroffen sind nicht nur Unterneh-
men, die als Betreiber „kritischer Infra-
strukturen“ gelten, sondern sämtliche
Unternehmen im China-Geschäft. Im Zu-
sammenspiel mit anderen Regelungen
sieht der APA die Gefahr, dass Standardi-
sierung, Marktüberwachung und Markt-
zugänge in China nationalistischer und
restriktiver gehandhabt werden und Chi-
na damit einen weiteren Schritt wegrückt
vom Prinzip des fairen Wettbewerbs.

Eckpunkte

Unter den Begriff Netzwerkbetreiber
könnten, je nach Auslegung, alle Unter-
nehmen fallen, die Datenverarbeitungs-
systeme in China betreiben oder nutzen.
Es könnte also ein Großteil aller Unter-
nehmen betroffen sein. Netzwerkbetrei-
ber müssen bestimmte Standards zur Ge-
währleistung der Netzwerksicherheit er-
füllen (etwa IT-Sicherheitsbeauftragten
einsetzen, interne Sicherheitssysteme
einrichten, Vorfälle melden).

Netzwerkbetreiber aller Branchen müs-
sen personenbezogene Daten sowie alle
„wichtigen Geschäftsdaten“ (etwa Daten
zur Geschäftstätigkeit, zu Forschung und
Entwicklung über Kunden in China) zu-
künftig auf Servern in China speichern
und können diese nur unter bestimmten
Umständen und nach Sicherheitsprüfung
ins Ausland übertragen. geben wird, ist
noch unklar.

Für Betreiber kritischer Infrastruktur gel-
ten über die Vorschriften für Netzwerk-
betreiber hinaus weitere und strengere

Regeln. Auch hier ist die Definition un-
deutlich: Beispielhaft aufgeführt werden
die Branchen Kommunikation, Energie,
Finanzen, Transportwesen, Wasserver-
sorgung und öffentliche Dienstleistun-
gen. Zusätzlich zählen aber auch alle die
Bereiche als kritische Infrastruktur, die
nationale Sicherheit, Wirtschaft oder öf-
fentliches Interesse gefährden könnten.
Die Betreiber müssen etwa Sicherheits-
und Verschwiegenheitsverträge mit allen
Zulieferern abschließen, bestimmte Teile

der Belegschaft gesonderten Sicherheits-
überprüfungen unterziehen und die Si-
cherheit der eingesetzten IT-Systeme prü-
fen lassen.

Sämtliche Netzwerkprodukte und
-dienstleistungen, die im Bereich kriti-
scher Infrastrukturen genutzt werden,
müssen einer offiziellen behördlichen
Sicherheitsüberprüfung unterzogen wer-
den. Die genaue Ausgestaltung der Si-
cherheitsprüfungen steht noch nicht fest.

UZK: Verschiebung der
IT-Verfahren bis Ende 2025
Bericht der Europäischen Kommission zur Zukunft
der IT-Verfahren unter dem UZK

Von Dr. Carsten Weerth BSc (Glasgow), LL.M., M.A., Bremen. Der
Verfasser ist beim Hauptzollamt Bremen tätig und Lehrbeauftragter
an der FOM Hochschule für Oekonomie und Management

Die Europäische Kommission hat mit dem Bericht „über die Um-
setzung des Zollkodex und der Ausübung der Befugnis zum Erlass
delegierter Rechtsakte gemäß Art. 284“ vom 22.1.2018 – COM

(2018) 39 final an das Europäische Parlament und den Rat die Verschiebung einiger
der künftigen IT-Verfahren des Unionszollkodex (UZK) von Ende 2020 auf Ende 2025
angekündigt und untersucht, welche Befugnisse zum Erlass delegierender Rechts-
ordnungen bislang von der Kommission genutzt worden sind. Ein Gesetzentwurf zur
Änderung des Art. 278 UZK wurde inzwischen von der Kommission vorgelegt. Dieser
kurze Beitrag stellt die Verschiebung der IT-Verfahren und deren Hintergründe vor.
Dieser Beitrag stellt die persönliche Auffassung des Autors dar.
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Einleitung

Der Unionszollkodex (UZK) – die VO
(EU) Nr. 952/2013 – ist mit Wirkung
vom 1.5.2016 vollständig in Geltung ge-
treten. Die gesamte Zollabwicklung soll
dabei auf elektronische Verfahren umge-
stellt werden. Die Informatikverfahren

(IT-Verfahren) sind jedoch nicht recht-
zeitig fertig geworden, weswegen mit
Art. 278 UZK eine Übergangsphase
für die Einführung der IT-Verfahren
bis Ende 2020 geschaffen worden ist
und ein UZK-Arbeitsprogramm nach
Art. 280 UZK regelmäßig veröffentlicht
und aktualisiert, welches die Fortschritte
der IT-Umsetzung darstellt. Bis Anfang
2018 sind zwei UZK-Arbeitsprogramme
veröffentlicht worden (Durchführungs-
beschluss 2014/255/EU und Durchfüh-
rungsbeschluss (EU) 2016/478).

Es war immer klar, dass die Übergangs-
frist bis Ende 2020 ein strenger Zeitplan
ist, der kaum einzuhalten ist. Wird diese
Frist tatsächlich zu halten sein, oder
müssen terminliche Anpassungen vor-
genommen werden?



Umsetzung der IT-Verfahren

Die bisherige Umsetzung der IT-Verfah-
ren und deren Anpassung an den UZK
wird von der Europäischen Kommission
folgendermaßen beleuchtet:

„Die erste Frist für die Inbetriebnahme
einiger der 17 im UZK-Arbeitspro-
gramm genannten IT-Systeme war 2017
und sie wurde eingehalten.

• Am 1. Januar 2017 führte die Kom-
mission das REX-System (Registe-
red Exporter System) ein. Diese
neue Datenbank enthält die Daten
über registrierte Ausführer in vom
Allgemeinen Präferenzsystem (APS)
der EU begünstigten Ländern und
über einige registrierte Wirtschafts-
beteiligte in der EU, auch im Kontext
des Freihandelsabkommens mit Ka-
nada. Dank dieses Systems kann ein
Wirtschaftsbeteiligter in der EU prü-
fen, ob ein Lieferant als für die Aus-
fertigung von Erklärungen zum Ur-
sprung zugelassen registriert ist. Au-
ßerdem können die Zollbehörden in
der EU die in den Zollanmeldungen
angegebenen REX-Nummern mit
der zentralen Datenbank abgleichen.
In der EU sind etwa 20.000 Ausfüh-
rer registriert, und in den APS-be-
günstigten Ländern, die das System
bereits anwenden, wurden etwa
11.000 Ausführer registriert. Das
Feedback von Wirtschaftsbeteiligten,
Zollbehörden in der EU und zustän-
digen Behörden in den APS-begüns-
tigten Ländern war sehr positiv; bis-
lang gab es keine Beschwerden.

• Im Oktober 2017 führte die Kommis-
sion gleichzeitig das Zollentschei-
dungssystem und das System für ein-
heitliches Nutzermanagement und
digitale Signatur (UUM&DS) ein.
Das Zollentscheidungssystem ist ein
wichtiger Schritt auf dem Weg zur
Harmonisierung der Verwaltung von
Zollbewilligungen in den 28 Mit-
gliedstaaten. Das System hat gemein-
same Komponenten (EU-Portal für
Unternehmen, zentrales Verwal-
tungssystem für Zollentscheidungen
und Kundenreferenzdienste) und na-
tionale Komponenten (nationales
Portal für Unternehmen und nationa-
les Verwaltungssystem für Zollent-
scheidungen). Das System ermög-
licht die Verarbeitung von 22 Zoll-
bewilligungen wie z.B. für
vereinfachte Zollanmeldungen, zen-

trale Zollabwicklung, die In-
anspruchnahme der aktiven und der
passiven Veredelung, Gesamtsicher-
heiten, Zahlungsaufschub, Unions-
versand und einige andere. Die Wirt-
schaftsbeteiligten können die Anträ-
ge über das UUM&DS stellen, das
ihnen Zugang zum Zollentschei-
dungssystem gibt.

• -Die erste Phase des Systems für ver-
bindliche Zolltarifauskünfte (vZTA)
wurde planmäßig im Oktober 2017
abgeschlossen.

Auch bei den meisten anderen elektro-
nischen Systemen schreiten die Arbeiten
für die fristgemäße Inbetriebnahme ent-
sprechend dem Arbeitsprogramm plan-
mäßig voran. Es wird davon ausgegan-
gen, dass 80 % der Arbeiten der Kom-
mission an den trans-europäischen
Systemen bis 2020 abgeschlossen sein
werden.“

Aber nicht alle Umsetzungen werden
fristgerecht erfolgen können.

Zu berücksichtigen ist auch, dass von
den 17 IT-Verfahren nur 14 EU-weit ein-
heitlich umgesetzt werden.

„Folgende drei Systeme sind von den
Mitgliedstaaten zu entwickeln oder aus-
zubauen:

1. Harmoninsierung und Vereinfachung
der besonderen Verfahren – SP: die na-
tionalen Systeme sollen alle im Rahmen
des UZK erforderlichen Änderungen für
Zolllagerverfahren, Endverwendung,
vorübergehende Verwendung sowie ak-
tive und passive Veredelung um[…]set-
zen.

2. Ankunftsmeldung, Gestellungsmittei-
lung und vorübergehende Verwahrung –
NA, PN, TS: Festlegung der Automati-
sierung von Verfahren auf nationaler
Ebene in Bezug auf die Abläufe bei der
Meldung der Ankunft des Beförderungs-
mittels, der Gestellung der Waren und
der Anmeldung zur vorübergehenden
Verwahrung gemäß dem UZK sowie die
Unterstützung einer diesbezüglichen
Harmonisierung zwischen den Mitglied-
staaten hinsichtlich des Datenaustauschs
zwischen den Unternehmen und dem
Zoll;

3. Nationale Einfuhrsysteme – NIS: Um-
setzung aller Verfahrens- und Daten-
anforderungen im Zusammenhang mit
dem UZK, die sich auf die Einfuhr be-
ziehen.“

Verschiebung der IT-Verfahren
auf Ende 2025

Um das wesentliche Ergebnis vorweg-
zunehmen: Die Anpassung der IT-Verfah-
ren ist begonnen worden, kann und wird
jedoch nicht bis Ende 2020 erfolgreich
umgesetzt sein. Die Terminverschiebung
auf Ende 2025 wird vorbereitet.

Der Bericht der Kommission an das Eu-
ropäische Parlament und die Kommis-
sion enthält hinsichtlich der Umsetzung
der IT-Verfahren die wesentliche Er-
kenntnis, dass „nicht alle Systeme frist-
gerecht bis 2020 fertiggestellt werden
können.“

Die Gründe für die Terminverschiebun-
gen führt die Kommission in der Folge
auf:

„Angesichts der Komplexität der Auf-
gabe und der Kosten, die mit der Einfüh-
rung neuer IT-Systeme in der gesamten
EU verbunden sind, war diese Frist im-
mer sehr ambitioniert. Bei der Festset-
zung der Frist wurde davon ausgegan-
gen, dass die Vorschriften zur Ergänzung
und zur Umsetzung des UZK (Delegier-
ter Rechtsakt, Durchführungsrechtsakt
und Delegierter Übergangsrechtsakt)
sehr bald nach Annahme des UZK im
Jahr 2013 erlassen würden, so dass ihre
Bestimmungen bei der Entwicklung der
IT-Systeme berücksichtigt werden könn-
ten. Die Erörterungen über die Ergän-
zungs- und Durchführungsvorschriften
dauerten jedoch viel länger als erwartet,
und die endgültige Form der Rechtsakte
wurde erst Ende 2015/Anfang 2016 an-
genommen. Dies wiederum führte zu
Verzögerungen bei der Erstellung der
Funktionsspezifikationen für die elektro-
nischen Systeme für die Bearbeitung von
Anmeldungen und Mitteilungen, die auf
den in den Anhängen B des Delegierten
Rechtsakts und des Durchführungs-
rechtsakts zum UZK festgelegten Daten-
anforderungen basieren. Die volle Kom-
plexität dieser Systeme hat sich erst bei
der Fertigstellung dieser technischen
Spezifikationen herausgestellt.

Darüber hinaus hat sich die Harmonisie-
rung der Datenanforderungen (d.h. der
Daten, welche die Zollbehörden der Mit-
gliedstaaten von denWirtschaftsbeteilig-
ten benötigen) als eine der größten Hür-
den für die Entwicklung der IT-Systeme
herausgestellt. Die Datenharmonisie-
rung ist unerlässlich für die Interoperabi-
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lität der verschiedenen elektronischen
Systeme und für eine harmonisierte An-
wendung der Rechtsvorschriften. Sie ist
auch von entscheidender Bedeutung für
die Angleichung an internationale Daten-
modelle wie das der Weltzollorganisati-
on, um Verknüpfungen mit den IT-Syste-
men von Drittländern sicherzustellen und
den Handel zu erleichtern. Die vollständi-
ge Neuprogrammierung einiger der beste-
henden elektronischen Systeme hat sich
jedoch als sehr viel zeitaufwendiger und
teurer erweisen als erwartet.

Eine weitere Herausforderung besteht
darin, die eng miteinander verknüpften
elektronischen Systeme in der richtigen
Reihenfolge (Sequenz) zu implementie-
ren, so dass die Einhaltung der Interde-
pendenzen und die strukturierte und ko-
härente Einführung der Änderungen für
die Verwaltungen und die Wirtschafts-
beteiligten sichergestellt sind.

Beim Upgrade des Einfuhrkontrollsys-
tems (ICS) treten besondere Probleme
auf. Dieses System wurde aufgrund von
Sicherheitsbedenken nach den Terror-
anschlägen vom 9. September und im
Rahmen der von der Weltzollorganisati-
on befürworteten Normen für den inter-
nationalen Handel entwickelt. Nach die-
sem System müssen Beförderungsunter-
nehmen der ersten Eingangszollstelle in
der EU vor dem Eintreffen der Ware im
Zollgebiet, in den meisten Fällen sogar
bevor dieWare das Ausfuhrland verlässt,
auf elektronischem Weg bestimmte Da-
tenelemente übermitteln. Im Rahmen
des UZK wird die Verbesserung des be-
stehenden ICS angestrebt. Mit dem
‚ICS2‘ würden z.B. eine zentrale euro-
päische Datenbank, welche die Erfas-
sung wichtiger Fracht-Vorabinformatio-
nen in Echtzeit ermöglicht, Multiple Fi-
ling (d.h. die Möglichkeit, dass nicht nur
ein Beförderungsunternehmen, sondern
auch ein Einführer, ein Empfänger oder
andere relevante Personen die erforderli-
chen Daten über das Eintreffen der Wa-
ren in der Zollunion angeben könnten),
eine harmonisierte Schnittstelle für Un-
ternehmen, mit deren Hilfe Wirtschafts-
beteiligte Fracht-Vorabinformationen
auf standardisierte und harmonisierte
Weise übermitteln können, und Instru-
mente, mit denen Zollbehörden die gro-
ßen Datenmengen in der Datenbank
leichter auf Risikofaktoren screenen
können, eingeführt. Es hat sich jedoch
gezeigt, dass die Arbeit am ICS2 sehr
viel aufwendiger ist als erwartet, ins-

besondere wegen der hohen Sicherheits-
anforderungen an Daten in der zentralen
Datenbank, der hohen Betriebskosten
und der bereits erwähnten Notwendig-
keit, die Datenanforderungen zu harmo-
nisieren und über mehr geteilte Funktio-
nalitäten auf EU-Ebene zu verfügen,
damit weniger parallele kostspielige na-
tionale Investitionen benötigt werden.“

Folgerungen der Kommission

Die Kommission macht hinsichtlich der
IT-Verfahren und der bisherigen Über-
gangsfrist bis Ende 2020 folgende Fol-
gerungen:

„Was die elektronischen Systeme des
UZK betrifft, so hält die Kommission es
für notwendig, die Frist für einige der
Systeme zu verlängern, um eine rei-
bungslose Inbetriebnahme der übrigen
Systeme bis zum Zieldatum 2020 sicher-
zustellen. Die Mitgliedstaaten und die
Wirtschaft brauchen realistische Zeitplä-
ne und Rechtssicherheit bezüglich der
Modalitäten für den Austausch und die
Speicherung von Zollinformationen und
sie benötigen durchschnittlich zwei Jah-
re, um Vorkehrungen für jedes elektro-
nische System zu treffen. Wenn absehbar
ist, dass einige Systeme bis zu diesen
Zeitpunkt nicht in Betrieb genommen
werden können, muss dies bis spätestens
2018 klargestellt werden, und es muss
Rechtssicherheit darüber geschaffen
werden, welche Vorschriften gelten,
wenn es diese Systeme nicht gibt.

Die Kommission schlägt daher Folgen-
des vor:

i) Sie wird bis Ende 2021 eine Zwischen-
bewertung des UZK vornehmen und eine
umfassende Eignungsprüfung durchfüh-
ren, sobald alle elektronischen Systeme
in Betrieb sind. Anhand der Ergebnisse
der Eignungsprüfung kann die Kommis-
sion entscheiden, ob auf längere Sicht
größere politische Veränderungen erfor-
derlich sind, damit der UZK auch in Zu-
kunft den Anforderungen in einem globa-
len Handelsumfeld gerecht werden kann
und auch weiterhin ein ausgewogenes
Gleichgewicht zwischen Handelserleich-
terungen und Kontrollen gewährleistet.

ii) Vor der Eignungsprüfung kann die
Kommission weiterhin Vorschläge für
etwaige Berichtigungen oder technische
Änderungen des UZK-Legislativpakets
vorlegen, die notwendig sind, um auch
in Zukunft das reibungslose Funktionie-
ren des Rechtsrahmens sicherzustellen.

iii) Die Kommission wird erwägen, An-
fang 2018 einen Legislativvorschlag für
eine Verlängerung der Frist für die weitere
Anwendung von Übergangsmodalitäten
bei einer begrenzten Anzahl elektro-
nischer Systeme, die bis zum Ablauf der
Frist 2020 nicht vollständig in Betrieb ge-
nommen werden können, vorzulegen. Da-
rauf folgt ein Durchführungsbeschluss der
Kommission mit einer entsprechenden
Aktualisierung des Arbeitsprogramms.

Zum jetzigen Zeitpunkt ist damit zu
rechnen, dass nach 2020 an folgenden
Systemen weitergearbeitet werden muss:

• die Upgrades des Einfuhrkontrollsys-
tems (ICS), das Neue EDV-gestützte
Versandverfahren (NCTS) und das
Automatisierte Ausfuhrsystem (AES)
sowie die Ausfuhrkomponente des
Systems der besonderen Verfahren
und

• die Einführung der Zentralen Zoll-
abwicklung bei der Einfuhr (CCI),
Nachweis des Unionscharakters
(PoUS) und das System für die Ver-
waltung von Sicherheitsleistungen
(GUM).

Die Kommission hat die Mitgliedstaaten
zu diesen elektronischen Systemen, die
weitere Arbeiten erfordern, konsultiert
und auf Basis der Antworten der Mitglied-
staaten diese vorläufige Planung erstellt.
Außerdem hat sie in den regelmäßigen
Sitzungen der Wirtschaftskontaktgruppe,
die sich aus Vertretern verschiedener
Wirtschaftsverbände zusammensetzt, Ver-
treter der Wirtschaft konsultiert.“

Vorschlag einer Verordnung

Am 2. März 2018 hat die Europäische
Kommission einen „Vorschlag einer Ver-
ordnung zur Änderung der Verordnung
(EU) Nr. 952/2013 zur Verlängerung der
vorübergehenden Verwendung anderer
als der im Zollkodex der Union vorgese-
henen Mittel der elektronischen Daten-
verarbeitung“ COM (2018) 85 final ver-
öffentlicht, der nun dem EU-Gesetz-
gebungsverfahren übergeben worden ist.

Wesentlicher Inhalt des Vorschlags ist
eine Änderung des Wortlauts von
Art. 278 UZK:

„Art. 278

Übergangsmaßnahmen

1. Mittel zum Austausch und zur Speiche-
rung von Informationen, die nicht die in
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Art. 6 Abs. 1 genannten Mittel der elek-
tronischen Datenverarbeitung sind, kön-
nen bis höchstens 31. Dezember 2020 vo-
rübergehend genutzt werden, wenn die
für die Anwendung der Bestimmungen
des Zollkodex erforderlichen elektro-
nischen Systeme mit Ausnahme der in
Abs. 2 genannten Systeme noch nicht be-
triebsbereit sind.

2. Mittel, die nicht die in Art. 6 Abs. 1 ge-
nannten Mittel der elektronischen Da-
tenverarbeitung sind, können höchstens
bis zum 31. Dezember 2025 vorüber-
gehend genutzt werden, wenn die für
1die Anwendung der folgenden Bestim-
mungen des Zollkodex erforderlichen
elektronischen Systeme noch nicht be-
triebsbereit sind:

(a) die Bestimmungen über Sicherheiten
für eine potenzielle oder bestehende Zoll-
schuld nach den Art. 89 bis 98;

(b) die Bestimmungen über summarische
Eingangsanmeldungen nach den Art. 127
bis 130;

(c) die Bestimmungen über den zollrecht-
lichen Status von Waren nach den Art.
153 bis 155;

(d) die Bestimmungen über die zentrale
Zollabwicklung nach Art. 179;

(e) die Bestimmungen über das Versand-
verfahren nach den Art. 210 Buchst. a,
215 Abs. 2, 226 bis 230 und 233 bis 234;
und

(f) die Bestimmungen über Waren, die aus
dem Zollgebiet der Union nach den Art.
210 Buchst. d, 215 Abs. 1, 263, 264, 267,
269 bis 272, 274 und 275 verbracht wur-
den.“

Zusammenfassung
und Bewertung

Die Europäische Kommission hat die
Anpassung der IT-Verfahren an den
UZK bewertet und festgestellt, dass
die bislang in Art. 278 UZK verein-
barte Übergangsfrist bis Ende 2020
für 80 % der IT-Verfahren ausreicht,
für 20 % der IT-Verfahren jedoch
nicht ausreicht.
Einige der neuen IT-Verfahren sind
durch das UZK-Arbeitsprogramm
nach Art. 280 UZK inzwischen ein-
geführt worden.
Viele andere werden derzeit umge-
setzt und werden bis Ende 2020 um-
gesetzt werden, allerdings nicht alle.
Der Übergangszeitraum soll daher im
Rahmen von Rechtsänderungen für
einige IT-Verfahren von Ende 2020
auf Ende 2025 verschoben werden.
Das bisherige IT-Arbeitsprogramm
krankt an dem Ansatz, dass 14 IT-Ver-
fahren gemeinschaftlich und drei wei-
tere mitgliedstaatlich umgesetzt wer-
den sollen – ungewollt wird damit
die Zollunion erneut uneinheitlich fer-
tig gestellt und gelebt werden – die
Zollunion wird durch die Ausgestal-
tung der IT-Verfahren erneut angreif-
bar – diese Probleme sollten durch
den UZK und die einehitlichen IT-
Verfahren verringert und abgeschafft
werden…
In der Folge kann es zu einer Verlän-
gerung des bisherigen Übergangs-

rechtsakts (Transitional Delegated
Act) kommen, da dessen Geltung von
der Vollständigen Umsetzung des
UZK-Arbeitsprogramms abhängt.

Quellen und weiterführende
Hinweise:

Europäische Kommission, Bericht der
Kommission an das Europäische Par-
lament und den Rat, über die Umsetzung
des Zollkodex denpr Union und die Aus-
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